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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 16
Kategorie Urteil
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1. Instanz

Aktenzeichen S 7 RJ 1243/02 A
Datum 09.05.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 16 R 329/03
Datum 19.10.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom
09.05.2003 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber den Anspruch der KlÃ¤gerin auf Rente wegen
Erwerbsminderung.

Die 1947 geborene KlÃ¤gerin ist serbische StaatsangehÃ¶rige und hat ihren
Wohnsitz in Serbien und Montenegro.

Einen ersten Rentenantrag vom 19.08.1998 lehnte die Beklagte mit Bescheid vom
04.10.2000 und Widerspruchsbescheid vom 17.05.2001 ab. Die Beklagte stÃ¼tzte
sich bei dieser Entscheidung auf den mit dem Rentenantrag vorgelegten
Untersuchungsbericht der Invalidenkommission in N. vom 22.09.1998 sowie das
Ergebnis der Untersuchung der KlÃ¤gerin am 19.09.2000 in der Gutachtensstelle R
â�¦ Dort hatte Dr.M. die Diagnose "reaktive depressive VerstimmungszustÃ¤nde"
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gestellt. Der weitere Gutachter Dr.R. diagnostizierte: "Bluthochdruck bei
Ã�bergewicht ohne Auswirkungen auf den Herzmuskel, wirbelsÃ¤ulenabhÃ¤ngige
Beschwerden und FunktionseinschrÃ¤nkungen bei degenerativen VerÃ¤nderungen
und Ã�bergewicht, damals ohne Anhalt fÃ¼r eine akute WurzelschÃ¤digung;
Aufbraucherscheinungen der Kniegelenke ohne FunktionseinschrÃ¤nkung". Die
LeistungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin wurde als gering eingeschrÃ¤nkt beurteilt. Durch
die vorliegenden Untersuchungsergebnisse sei aber besonders auf
nervenfachÃ¤rztlichem Gebiet festgestellt, dass die Versicherte auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt noch leichte bis gelegentlich mittelschwere Arbeiten ohne
hÃ¤ufiges BÃ¼cken, ohne Akkordarbeit und ohne Nachtschicht verrichten konnte.
In der deutschen Versicherung hat die KlÃ¤gerin mit den anerkannten
Versicherungzeiten 110 Monate Beitragszeit erfÃ¼llt.

Nach dem Versicherungsverlauf des serbischen VersicherungstrÃ¤gers hat die
KlÃ¤gerin zwischen dem 01.01.1986 bis 29.12.1997 dort fÃ¼r elf Jahre, elf Monate
und 29 Tage Beitragszeiten zurÃ¼ckgelegt.

Im Schreiben vom 21.12.2001 stellte die KlÃ¤gerin im Rahmen eines
Widerspruchsverfahrens wegen Beitragszeiten auch Antrag auf Rente wegen
Erwerbsminderung, dieser ist am 07.01.2002 bei der Beklagten eingegangen. Sie
fÃ¼gte den Antrag von 1998 bei.

Die Beklagte lehnte den Rentenantrag mit Bescheid vom 11.02.2002 ab, mit der
BegrÃ¼ndung, im maÃ�geblichen Zeitraum vom 07.01.1997 bis 06.01.2002 seien
nur 12 Monate Beitragszeit nachgewiesen, so dass die versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen ausgehend vom Datum der Antragstellung im Januar 2002 nicht
erfÃ¼llt seien. Bei dieser Sachlage habe sie nicht geprÃ¼ft, ob Erwerbsminderung
vorliege. Sie werde diese aber Ã¼berprÃ¼fen sofern die KlÃ¤gerin der Auffassung
sei, bereits vor Antragstellung erwerbsgemindert gewesen zu sein.

Den dagegen gerichteten Widerspruch begrÃ¼ndete die KlÃ¤gerin, sie habe bereits
1998 Rentenantrag gestellt und sei seit Ende 1997 erwerbsunfÃ¤hig. Ã�rztliche
Unterlagen fÃ¼r diese Zeit habe sie bereits frÃ¼her Ã¼bersandt. Diese
medizinischen Unterlagen wurden von Dr.D. ausgewertet, der kein Ã�nderung
feststellen konnte. Die vorgebrachten Beschwerden seien behandlungs- und
besserungsfÃ¤hig, eine Untersuchung sei nicht notwendig.

Mit Widerspruchsbescheid vom 17.07.2002 wies die Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck. Die Voraussetzung fÃ¼r die Anerkennung einer Erwerbsminderung lÃ¤gen
nicht vor, da die KlÃ¤gerin noch mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig
sein kÃ¶nne. Sie sei auf alle ungelernten TÃ¤tigkeiten verweisbar, denn der von ihr
in Deutschland ausgeÃ¼bte Beruf einer Weberin sei der Gruppe der ungelernten
Arbeiten zuzuordnen.

Zur BegrÃ¼ndung ihrer zum Sozialgericht Landshut erhobenen Klage trug die
KlÃ¤gerin vor, sie sei nicht im Stande sechs Stunden tÃ¤glich eine normale Arbeit
zu verrichten. Es ergebe sich aus den medizinischen Unterlagen, dass sie schon
jahrelang krank sei. Sie leide unter verschieden starken Beschwerden wie z.B. ein
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gestÃ¶rtes kardiovakulÃ¤res Syndrom, eine ernsthafte degenerative Erkrankung
mit immer stÃ¤rkeren Komplikationen der WirbelsÃ¤ule sowie einer Erkrankung der
urogenitalen Organe. Die Beschwerden seien auÃ�erordentlich hartnÃ¤ckig und
bedÃ¼rften stÃ¤ndiger Ã¤rztlicher Behandlung. Sie legte eine Ã¤rztliche
Bescheinigung vor.

Nach Auskunft ihres deutschen Arbeitgebers hat sie eine angelernte TÃ¤tigkeit
verrichtet. Die KlÃ¤gerin selbst verneinte eine Berufsausbildung und berichtete
Ã¼ber eine 6-monatige Anlernzeit.

Dr.M. hat im Gutachten vom 07.05.2003 nach Untersuchung und Auswertung der
vorgelegten Unterlagen die Diagnosen gestellt:

1. Reaktive Depression

2. SomatisierungsstÃ¶rung

3. HWS- und LWS-abhÃ¤ngige Beschwerden ohne neurologische Funk
tionsausfÃ¤lle.

Seit der Untersuchung im Rentenverfahren durch Dr.M. hÃ¤tten sich diese
GesundheitsstÃ¶rungen nicht wesentlich verÃ¤ndert. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne noch
regelmÃ¤Ã�ig leichte Arbeiten ohne besondere Anforderungen an die nervliche
Belastbarkeit und ohne besonderen Zeitdruck, ohne Nacht- und Wechselschicht und
ohne schweres Heben und Tragen von Lasten ausfÃ¼hren. Wegen der rezidivierend
auftretenden OhnmachtsanfÃ¤lle kÃ¶nne sie keine TÃ¤tigkeiten verrichten, die mit
Absturzgefahr oder an laufenden Maschinen verbunden sind. Eine zeitliche
EinschrÃ¤nkung des LeistungsvermÃ¶gens verneinte Dr.M â�¦ Die
UmstellungsfÃ¤higkeit fÃ¼r einfache Arbeiten sei noch vorhanden.

Im weiteren Gutachten, erstellt ebenfalls nach Untersuchung von Dr.T. am
08.05.2003, wurde diagnostiziert:

1. FunktionseinschrÃ¤nkung der WirbelsÃ¤ule bei degenerativen VerÃ¤nderungen
ohne neurologische AusfÃ¤lle,

2. Schmerzsyndrom der Gelenke, diskrete Kniegelenksarthrose beidseits, Varikosis
mit Ã�dembildung,

3. Adipositas,

4. Bluthochdruck mit RÃ¼ckwirkung auf das Herz,

5. SomatisierungsstÃ¶rung, Kopfschmezrsyndrom,

6. reaktiv depressive StÃ¶rung,

7. Stressinkontinenz
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Dr.T. beurteilte das LeistungsvermÃ¶gen ebenfalls sowohl in der zuletzt
ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit als auch auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt mit
vollschichtig. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne die TÃ¤tigkeit unter den Ã¼blichen
Bedingungen ausÃ¼ben. Es sollte sich um leichte kÃ¶rperliche Arbeiten ohne
Haltungskonstanz zu ebener Erde unter Schutz vor NÃ¤sse und KÃ¤lte und nicht an
gefÃ¤hrdenden Maschinen und ohne Stressbelastung handeln. Auch auf internem
Fachgebiet fand sich keine ErklÃ¤rung der fraglichen OhnmachtszustÃ¤nde. Bei der
orientierenden neurologischen Untersuchung waren keine AuffÃ¤lligkeiten
festzustellen. Die HalbseitenschwÃ¤che konnte objektiv nicht bestÃ¤tigt werden, da
keine typischen HalbseitengangstÃ¶rungen zu beobachten gewesen waren.

Das Sozialgericht wies mit Urteil vom 09.05.2003 die Klage ab. Als angelernte
Arbeiterin sei die KlÃ¤gerin auf alle BerufstÃ¤tigkeiten verweisbar. Nach den
Feststellungen der Gutachterinnen bestehe noch ein vollschichtiges
LeistungsvermÃ¶gen und damit sei weder teilweise noch volle Erwerbsminderung
nachgewiesen.

Dagegen richtet sich die Berufung. Als Weberin habe sie nicht nur angelernte
TÃ¤tigkeiten verrichtet, jetzt kÃ¶nne sie nicht mehr sechs Stunden tÃ¤glich
arbeiten.

Die KlÃ¤gerin wurde vom Senat darÃ¼ber aufgeklÃ¤rt, dass der Rentenanspruch an
den fehlenden versicherungsrechtlichen Voraussetzungen scheitere.

Sowohl die KlÃ¤gerin als auch die Beklagte erklÃ¤rten auf die Anfrage des Senats,
mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden zu sein.

Die KlÃ¤gerin beantragt sinngemÃ¤Ã�, das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom
09.05.2003 sowie den Bescheid der Beklagten vom 11.02.2002 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 17.07.2002 aufzuheben und die Beklagte zu
verpflichten, ihr Rente wegen voller oder teilweiser Erwerbsminderung ab Antrag
bzw. ab 1998 zu bezahlen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akten der Beklagten, des
Sozialgerichts Landshut und des Bayer. Landessozialgerichts Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung (Â§Â§ 143, 144, 151
Sozialgerichtsgesetz (SGG) ist zulÃ¤ssig, erweist sich jedoch als unbegrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht und die Beklagte haben zurecht den Anspruch der KlÃ¤gerin auf
RentengewÃ¤hrung abgelehnt, da die KlÃ¤gerin ausweislich der Untersuchungen
bei Dr.T. und Dr.M. zumindest bis Mai 2003 weder voll- noch teilweise
erwerbsgemindert war und fÃ¼r einen ab der jetzt streitigen Rentenantragstellung
2002 eingetretenen Leistungsfall die sogenannte DreifÃ¼nftelbelegung nicht
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erfÃ¼llt. Dabei beurteilt sich ihr Anspruch auf Grund des jetzt streitigen Antrags aus
dem Jahre 2002 nach den ab 01.01.2001 geltenden Bestimmungen des Â§ 43 SGB
VI sowie Â§ 240, 241 SGB VI (Â§ 300 Abs.1 SGB VI).

Die KlÃ¤gerin erfÃ¼llt nicht die Voraussetzungen fÃ¼r den Rentenbezug, denn es
ist bis zum Zeitpunkt der letzten Untersuchung der KlÃ¤gerin nicht bewiesen, dass
eine Erwerbsminderung in ausreichendem Umfang vorliegt. Im Ã�brigen erfÃ¼llt die
KlÃ¤gerin aber zum Zeitpunkt der jetzt maÃ�geblichen Rentenantragstellung die
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen der DreifÃ¼nftelbelegung nicht. Denn
sie hat in der maÃ�geblichen Zeit von Januar 1997 bis Dezember 2001 nur
insgesamt 12 berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hige Beitragsmonate zurÃ¼ckgelegt.
Letztmals wÃ¤ren somit im Dezember 1999 die versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen erfÃ¼llt gewesen. Damals war sie aber nicht erwerbs- oder
berufsunfÃ¤hig.

Nach Â§ 43 SGB VI haben Versicherte bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres
Anspruch auf Rente wegen teilweiser (voller) Erwerbsminderung, wenn sie

1. teilweise (voll) erwerbsgemindert sind,

2. in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre
PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben und

3. vor Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben.

Teilweise (voll) erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen Krankheit oder
Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�er Stande sind, unter den Ã¼blichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden (drei
Stunden) tÃ¤glich, erwerbstÃ¤tig zu sein (Â§ 43 Abs.1 Satz 2 bzw. Abs.2 Satz 2 SGB
VI).

Diese Voraussetzungen waren bei der KlÃ¤gerin bis zur Entscheidung des
Sozialgerichts in keinem Fall erfÃ¼llt. Sowohl die gerichtliche SachverstÃ¤ndige
Dr.M. als auch Dr.T. konnten keine GesundheitsstÃ¶rungen feststellen, die leichte
Arbeiten acht Stunden tÃ¤glich ausschlieÃ�en. Beide Gutachterinnen, besonders
erfahren auf dem Gebiet der Sozialmedizin, haben die vorhandenen Unterlagen aus
der Heimat der KlÃ¤gerin grÃ¼ndlich ausgewertet. Sie haben sich nach
grÃ¼ndlicher persÃ¶nlicher Untersuchung der KlÃ¤gerin mit allen vorgebrachten
Beschwerden auseinander gesetzt und ihre Beurteilung danach abgegeben. Dabei
wurde ausfÃ¼hrlich dargestellt, dass sich die SchwindelzustÃ¤nde bzw.
OhnmachtsanfÃ¤lle nicht ausreichend objektivieren lassen und im Ã�brigen zum
Zeitpunkt der Untersuchung keine schwerwiegende endogene Depression vorlag. Es
handelt sich vielmehr um GesundheitsstÃ¶rungen, die zwar
LeistungseinschrÃ¤nkungen nach sich ziehen, aber nicht so schwerwiegend sind, so
dass die KlÃ¤gerin noch leichte Arbeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
verrichten kann.

Es fand sich ein psychopathologisch leicht bis mittelgradig ausgeprÃ¤gtes
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depressives antriebsgemindertes Syndrom mit Somatisierungstenedenz ohne
Hinweis auf endogene Psychosen. Die von der KlÃ¤gerin geltend gemachten
akustischen Halluzinationen waren nicht gÃ¤nzlich glaubhaft. Die Befundlage ist als
reaktive Depression nach dem Tod verschiedener AngehÃ¶riger sowie als
SomatisierungsstÃ¶rung zu werten. Hinweise fÃ¼r eine tiefgreifende DepressivitÃ¤t
lagen nicht vor. Die OhnmachtsanfÃ¤lle sind als psychogen einzustufen, da typische
Begleiterscheinungen epileptischer AnfÃ¤lle nicht beschrieben wurden. Die
KlÃ¤gerin kann deshalb mit zumutbarer Willensanspannung noch die Ã¼blichen
TÃ¤tigkeiten verrichten. Durch diese Gutachten steht fest, dass die KlÃ¤gerin nicht
erwerbsunfÃ¤hig im Sinne der deutschen Bestimmungen ist. Die Gutachten von
Dr.T. und Dr.M. bestÃ¤tigen im Ã�brigen die Beurteilung, wie sie im
Verwaltungsverfahren von Dr.M. und Dr.R. abgegeben wurde. Auch bei der
Untersuchung im Verwaltungsverfahren waren keine schwerwiegenden
GesundheitsstÃ¶rungen nachgewiesen worden. Somit kann auch nicht festgestellt
werden, dass der erste Rentenbescheid der Beklagten aus dem Jahre 2000
rechtswidrig war und einer Ã�berprÃ¼fung bedurfte, denn die Ermittlungen des SG
und der Beklagten haben gerade ergeben, dass nicht bereits ab 1998 wie die
KlÃ¤gerin vorgibt, ErwerbsunfÃ¤higkeit oder teilweise bzw. volle Erwerbsminderung
vorlag. Die Beklagte muÃ�te deshalb auch nicht nach Â§ 44 SGB X ihre frÃ¼here
Entscheidung abÃ¤ndern.

Da ein Leistungsfall bis zum Urteil des Sozialgerichts nicht eingetreten ist, musste
sich der Senat zu keiner weiteren SachaufklÃ¤rung gedrÃ¤ngt fÃ¼hlen, denn fÃ¼r
spÃ¤ter eingetretene Leistungsminderungen erfÃ¼llt die KlÃ¤gerin die
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen nicht. Sie hat in ihrer Heimat zuletzt im
Dezember 1997 einen Beitrag zur Rentenversicherung geleistet und war bei der
erstmaligen ablehnenden Entscheidung der Beklagten auch Ã¼ber die
Notwendigkeit der freiwilligen Beitragsentrichtung zur Aufrechterhaltung der
Anwartschaft mittels des beigelegten Formblatts ausreichend aufgeklÃ¤rt worden.
Somit sind im maÃ�geblichen FÃ¼nfjahreszeitraum nur 12 statt der erforderlichen
36 Beitragsmonate zurÃ¼ckgelegt. Es sind aber auch keine sogenannten
AufschubtatbestÃ¤nde oder VerlÃ¤ngerungszeiten vorhanden, die gemÃ¤Ã� Â§ 43
Abs.4 SGB VI den FÃ¼nfjahreszeitraum verlÃ¤ngern. Die Zeit des Rentenbezugs in
Jugoslawien bzw. Serbien und Montenegro verlÃ¤ngert diesen FÃ¼nfjahreszeitraum
nicht, da nach dem im VerhÃ¤ltnis zu Serbien und Montenegro weiter
anzuwendenden (Bekanntmachung vom 20.03.1997, BGBl. II S.961) deutsch-
jugoslawischen Sozialversicherungsabkommen vom 12.10.1968 (BGBl. II S.1438 in
der Fassung des Ã�nderungsabkommens vom 30.09.1974 BGBl. II S.390) Zeiten des
Rentenbezugs nicht gleichgestellt sind. Wegen der seit Januar 1999 bis zur
Antragstellung im Januar 2002 bestehenden BeitragslÃ¼cke kann die KlÃ¤gerin
auch die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen Ã¼ber die
Ã�bergangsvorschrift des Â§ 241 Abs.2 SGB VI nicht mehr erfÃ¼llen, zumal die
Beitragsentrichtungsfristen der Â§Â§ 197, 198 SGB VI bereits verstrichen sind. Eine
Nachentrichtung von BeitrÃ¤gen wÃ¼rde auch an einer vom 01.01.1984 bis
03.12.1985 bestehenden BeitragslÃ¼cke scheitern, so bereits bei der
Erstantragstellung keine Beitragsentrichtung mehr mÃ¶glich war.

Im Ã�brigen erfÃ¼llt die KlÃ¤gerin auch nicht die Voraussetzungen des Â§ 240 SGB

                               6 / 7

https://dejure.org/gesetze/SGB_X/44.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/BGBl/BGBl%20II%201997,%20961
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/241.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/197.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/198.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/240.html


 

VI, denn wie sie selbst angegeben hat, hat sie keine Berufsausbildung absolviert
und zwar ausweislich der Arbeitgeberauskunft in der Bundesrepublik mit
angelernten TÃ¤tigkeiten im unteren Bereich beschÃ¤ftigt. Damit ist die KlÃ¤gerin
nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des Bundessozialgericht auf alle angelernten
und ungelernten TÃ¤tigkeiten verweisbar, die sie gesundheitlich noch in der Lage
ist auszuÃ¼ben. Einen sogenannten Berufsschutz kann sie nicht in Anspruch
nehmen, so dass auch die Benennung einer VerweisungstÃ¤tigkeit nicht in Betracht
kommt.

Das Urteil des Sozialgerichts ist somit nicht zu beanstanden. Weitere Ermittlungen
insbesondere eine erneute Untersuchung der KlÃ¤gerin sind nicht veranlasst, da sie
jedenfalls zum Zeitpunkt der Entscheidung des Sozialgerichts im Mai 2003 weder
teilweise voll erwerbsgemindert war. Die Berufung ist deshalb als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â§ 183, 193 SGG.

GrÃ¼nde, gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 SGG die Revision zuzulassen, liegen nicht vor.

Erstellt am: 13.12.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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